
AfD II

Datenräuberin 
Petry?
Wenige Tage vor der Bundes-
tagswahl hat sich die damali-
ge AfD-Bundeschefin Frauke
Petry offenbar einen großen
Datensatz aus der Mitglieder-
kartei der Partei verschafft.
In einer Mail an Petry, die die
AfD inzwischen verlassen
hat, wirft der Datenschutz -
beauftragte der Partei ihr vor,
sie habe am Abend des 
15. September mehr als 116000
Kontaktdatensätze kopiert
und große Mengen exportiert.
Dies sei rechtswidrig; Petry

müsse die Daten umgehend
löschen. Die AfD-Führung
fürchtet, dass Petry eine neue
Partei gründen und die Daten
nutzen will, um Parteigänger
abzuwerben. Petry bestätigte
dem Datenschutzbeauftrag-
ten, sie habe sich einen 
Zugang zur Datenbank geben
lassen, aber nur nachdem
„mein persönlicher Zugang
ohne Information offenbar
Wochen vorher massiv und
ohne Begründung einge-
schränkt“ worden sei. Sie
habe sich nur „über den aktu-
ellen Mitgliederbestand in -
formiert“ – und die Daten an-
schließend gelöscht. ama
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Deals im 
Morgenland
Militärgeschäfte in der arabi-
schen Golfregion bringen den
neuen AfD-Bundestagsabge-
ordneten Rüdiger Lucassen in
Erklärungsnot. Seine Firma,
die Bonner pro-ades GmbH,
war laut einer Präsentation
des Unternehmens an der
„computergestützten Ausbil-
dung“ der Landstreitkräfte
der Vereinigten Arabischen
Emirate beteiligt. Außerdem
war der frühere Bundeswehr-
oberst Lucassen seit 2014 in
einem Joint Venture mit Sa-
lem Al Matroushi, einem Ge-
schäftsmann aus Abu Dhabi,
aktiv. Das Unternehmen Tas-

leeh Consultancy est. sollte
deutschen Rüstungsbetrieben
und Sicherheitsfirmen Tore 
in die „Golfregion inklusive
Nordafrika“ öffnen und warb
mit „interkultureller Kom -
petenz“, wie das Fachblatt
„Wehrtechnik“ seinerzeit be-
richtete. Nach eigenen Anga-
ben hat Lucassen 34 Jahre
lang in der Bundeswehr ge-
dient – als Hubschrauberpilot,
Referent im Bundesverteidi-
gungsministerium und „Chair-
man von Rüstungsprojekten
der Nato“. Aus der Truppe
schied er 2006 aus; im selben
Jahr wurde die pro-ades
GmbH gegründet, die offi-
ziell Lucassens Frau gehört.
Seit 2014 firmiert der neue
AfD-Bundestagsabgeordnete

aus Bad Münstereifel in Nord-
rhein-Westfalen als Geschäfts-
führer des Unternehmens.
Auf Anfrage bestätigte Lucas-
sen sein Engagement in dem
deutsch-arabischen Joint Ven-
ture, das jedoch „leider ohne
Geschäftserfolg“ geblieben
sei. Details zu seinen Part-
nern bei der Ausbildung ara-
bischer Soldaten wollte er 
unter Berufung auf „vertragli-
che Auflagen“ nicht nennen.
Widersprüche zwischen der
islamkritischen Haltung sei-
ner  Partei und seinen Privat-
geschäften will der AfD-Poli-
tiker nicht erkennen. Nach
der SPIEGEL-Anfrage erklär-
te er am Donnerstag, die „Auf -
lösung der pro-ades GmbH“
sei „eingeleitet“. srö, was
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Berlin-Attentat

BND außen vor
Das Parlamentarische Kon-
trollgremium (PKGr) des Bun-
destags will die Zusammen -
arbeit von Polizei und Bun-
desnachrichtendienst (BND)
prüfen. Der Fall des Berliner
Attentäters Anis Amri habe
gezeigt, dass der BND zu we-
nig und zu spät in die Ermitt-
lungen einbezogen worden
sei, heißt es aus Sicherheits-
kreisen. Ideen für eine effek-
tivere Zusammenarbeit soll
eines der vier Referate des
ständigen Bevollmächtigten
des PKGr, Arne Schlatmann,

vorlegen. Das PKGr über-
wacht die Arbeit von BND,
Verfassungsschutz und Mili -
tärischem Abschirmdienst.
Schlatmanns Stelle hat 
der Bundestag erst im ver -
gangenen Dezember geschaf-
fen, nachdem die Unter -
suchungsausschüsse zum US-
Auslandsgeheimdienst 
NSA sowie zum rechtsextre-
men NSU-Terror Defizite 
in der Kontrolle der Geheim-
dienste  aufgedeckt hatten.
Schlatmann kann jedoch noch
nicht mit voller Kraft ar -
beiten: Von den 20 geplanten
Mit arbeiterstellen sind erst 12
besetzt. kno

Münchner Amoklauf

Rechtsextreme 
Motive 
Der Attentäter vom Olympia-
Einkaufszentrum in Mün-
chen, David Sonboly, setzte
offenbar große Hoffnungen
in die AfD. In einer Video-
aufnahme, die ihn beim
Schießtraining im Keller sei-
nes Elternhauses zeigt,
spricht er davon, dass die
AfD die ihm verhassten
Deutschtürken „ausschalten“
werde. Das Üben mit der
 späteren Tatwaffe hatte Son-
boly im Mai 2016 gefilmt.
Trotz der vielen Hinweise

auf die politische Motivation
Sonbolys wurden die neun
Toten und fünf Verletzten
nicht als Opfer rechtsextre-
mer Gewalt anerkannt. Drei
Wissenschaftler, die von 
der Fachstelle für Demokra-
tie der Stadt München beauf-
tragt wurden, kamen in ihren
drei am Freitag vorgestellten
Gutachten dagegen alle zum
Schluss, dass die politische
Motivation stärker berück-
sichtigt werden müsse. Es sei
„kein Amoklauf“, schreibt
 sogar einer der Gutachter,
sondern die Tat eines Terro-
risten mit „rechtsextremis -
tischer Motivation“. mba, kno
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Mitarbeiter vor Saal des Parlamentarischen Kontrollgremiums


